
Parkgebührenpflicht
für Feuerwehrauto?

Der Lenker eines auf die
Freiwillige Feuerwehr zuge-
lassenen Pkws parkte das
Fahrzeug während einer
dienstlichen Besprechung
ohne Automatenparkschein
in einer gebührenpflichtigen
Kurzparkzone der Stadt
Graz. Das Fahrzeug war mit
Blaulicht und Folgetonhorn
ausgestattet. Es wurde eine
Geldstrafe nach der Grazer
Parkgebührenverordnung
verhängt.

In der Beschwerde brach-
te der Lenker vor, es handle
sich um ein Fahrzeug im öf-
fentlichen Dienst, weshalb er
von der Parkgebühr befreit
sei. Das Verwaltungsgericht
gab der Beschwerde Folge
und hob das Straferkenntnis
auf: Die Freiwillige Feuer-
wehr sei eine für eine Ge-
bietskörperschaft tätige Kör-
perschaft öffentlichen
Rechts, die in den Ausnah-
metatbestand des § 26a Abs.
1a StVO 1960 falle, ohne
dass geprüft werden müsse,
ob eine Einsatzfahrt vorgele-
gen sei. Dagegen erhob der
Bürgermeister der Stadt
Graz Amtsrevision.

Der VwGH erachtete die
Amtsrevision für zulässig,
aber nicht berechtigt. Da der
Pkw in einer gebührenpflich-
tigen Kurzparkzone abge-
stellt war, kam für die Prü-
fung der Ausnahme von der
Abgabepflicht das FAG
2008 in Verbindung mit der
Grazer Parkgebührenverord-
nung in Frage. Die Recht-
sprechung des Verwaltungs-
gerichtshofes, nach der es
zur Auslegung von Parkge-
bührenvorschriften nicht
vorwiegend auf die den flie-
ßenden Straßenverkehr be-
treffenden Regelungen der

StVO ankomme, sei auch
zur Auslegung der nach dem
FAG 2008 ergangenen Ver-
ordnungen über Abgaben für
das Abstellen mehrspuriger
Kraftfahrzeuge in Kurzpark-
zonen heranzuziehen. Da-
raus folge laut VwGH, „dass
das während einer Dienstbe-
sprechung vom Teilnehmer
an dieser Besprechung ge-
parkte Kommandofahrzeug
der Freiwilligen Feuerwehr
von § 26a Abs. 1a StVO
1960 erfasst ist“. Es komme
nicht darauf an, ob für die in
dieser Bestimmung geregel-
ten Fahrverbote oder das Ge-
bot der vorgeschriebenen
Fahrtrichtung Ausnahmen
für andere Kraftfahrzeuge
bestünden, weil diese Aus-
nahmen nur den fließenden
Verkehr betrafen, die im ru-
henden Verkehr, noch dazu
in Kurzparkzonen, von un-
tergeordneter Bedeutung sei-
en. Das Verwaltungsgericht
habe zurecht die Befreiung
von der Parkgebühr ange-
nommen, sodass die Revisi-
on als unbegründet abzuwei-
sen war.

VwGH Ra 2016/16/0051, 
30.6.2016

Beschädigte 
Begutachtungsplakette

Die Geschäftsführerin ei-
ner GmbH als Zulassungsbe-
sitzerin eines Kraftfahrzeugs
erhielt eine Geldstrafe, weil
bei einer Kontrolle im Feb-
ruar 2015 festgestellt worden
war, dass die Begutach-
tungsplakette durch zwei
Kratzer beschädigt war. Das
Jahresfeld 2015 war gelocht,
ebenso war erkennbar, dass
die Monatsfelder Jänner bis
März, Mai, Juni und August
bis Dezember keine Lo-
chung hatten. Die Geschäfts-
führerin gab an, man hätte
leicht feststellen können,
dass die Lochung für die
nächste Überprüfung nur die
Felder April oder Juli 2015
betreffen könne. Das Ver-
waltungsgericht war jedoch
der Auffassung, es komme
nicht darauf an, ob die Frist
tatsächlich eingehalten wor-
den oder überschritten wor-
den sei, da die Überschrei-
tung der Begutachtungsfrist
gesondert zu ahnden sei.

Der Verwaltungsgerichts-
hof erachtete die Revision
der Zulassungsbesitzerin für

zulässig und berechtigt.
Nach ständiger Rechtspre-
chung sei wesentlich, dass
eine gültige Begutachtungs-
plakette am Fahrzeug ange-
bracht sein müsse, aus der
jederzeit der Ablauf der Be-
gutachtungsfrist entnommen
werden könne: „Dazu ist die
Begutachtungsplakette so
anzubringen, dass das Ende
der für die nächste Begut-
achtung festgesetzten Frist
außerhalb des Fahrzeuges
stets leicht festgestellt wer-
den kann.“ Zweck dieser Re-
gelung ist es, umgehend und
ohne weitere Überlegungen
feststellen zu können, ob die
Begutachtungsfrist abgelau-
fen sei oder nicht. Sind Lo-
chungen auf der Begutach-
tungsplakette vorhanden,
lässt sich das Ende der Be-
gutachtungsfrist feststellen
und umgehend beurteilen, ob
die Begutachtungsfrist (samt
Nachfrist) noch nicht abge-
laufen ist. Dem dargestellten
Zweck entspreche es ebenso,
wenn leicht festgestellt wer-
den könne, dass die Frist
noch nicht abgelaufen sei.
Dies gelte auch dann, wenn
das Ende der Begutachtungs-
frist nicht erkennbar sei. Ein
Sachverhalt, bei dem aus an-
deren Umständen anhand der
angebrachten Plakette leicht
und jederzeit zu entnehmen
ist, dass das Fristende noch
nicht abgelaufen ist, ist dem-
nach jenem vergleichbar, bei
dem durch einen Blick auf
die Lochungen der Plakette
feststellbar ist, ob die Begut-
achtungsfrist abgelaufen ist.

Angesichts dieser Begut-
achtungsplakette konnte der
Betrachter leicht feststellen,
dass zum Kontrollzeitpunkt
das Ende der Begutachtungs-
frist frühestens im April
2015 eintreten würde. Dem-
nach war an dem Fahrzeug
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Gebührenpflichtige Kurzparkzone: Ein mit Blaulicht und Fol-
getonhorn ausgestattetes Kommandofahrzeug der Freiwilli-
gen Feuerwehr ist von der Gebührenpflicht befreit, unabhän-
gig davon, ob es sich um eine Einsatzfahrt handelt. 

Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs zu den Themen Gebührenpflicht für Feuerwehrauto, 

beschädigte Begutachtungsplakette und Wiederausfolgung eines Führerscheins.



eine gültige Begutachtungs-
plakette angebracht. Die Be-
strafung der Zulassungsbe-
sitzerin war daher rechtswid-
rig und das Erkenntnis auf-
zuheben.

VwGH Ra 2016/02/0173, 
24.11.2016

Wiederausfolgung 
eines Führerscheins 

Ein Führerschein wurde
am 19. Juli 2015 vorläufig
abgenommen, nachdem sich
der Lenker geweigert hatte,
seine Atemluft auf den Al-
koholgehalt überprüfen zu
lassen. Die Anträge vom 20.
und 22. Juli 2015 auf Wie-
derausfolgung des Führer-
scheines wies das Verwal-
tungsgericht ab. 

In der Begründung ging
das Verwaltungsgericht mit
Bezug auf § 39 Abs. 3 FSG
davon aus, dass die Behörde
durch die Strafregisterabfra-
ge vom 19. Juli 2015 den
ersten Ermittlungsschritt zur
Feststellung der Verkehrszu-
verlässigkeit des Lenkers ge-
setzt habe, sodass der Lenker
keinen Anspruch auf Wie-
derausfolgung des ihm vor-
läufig abgenommenen Füh-
rerscheins vor dem Ende der
Entziehungsdauer gehabt ha-
be (vgl. zur Entziehung der
Lenkberechtigung für die
Dauer von 6 Monaten gemäß
§ 26 Abs. 2 Z 1 FSG den Be-
schluss vom 11. März 2016,
Zl. Ra 2016/11/0025). Im
Übrigen sei dem Lenker
„wie einer Mitteilung der be-
langten Behörde vom
27.5.2016 zu entnehmen ist,
am 27.05.2016 die Lenkbe-
rechtigung – nach Ablauf
der Entziehung – wieder er-
teilt und ein Führerschein
ausgestellt worden“.

Der Lenker erhob außer-
ordentliche Revision, in der
er vorbrachte, dass ihm der
abgenommene Führerschein
(dieser sei auf unbefristete
Dauer ausgestellt gewesen)
nicht wieder ausgefolgt wor-
den sei. Vielmehr sei ihm

am 30. Mai 2016 mit der
Post ein – bis 26. Mai 2031
befristeter – Führerschein
zugestellt worden.

Dazu der Verwaltungsge-
richtshof: Voraussetzung für
die Ausfolgung des Führer-
scheines sei der Ablauf der
Entziehungsdauer. Die Be-
hörde habe mitgeteilt, dass
dem Lenker „nach Ablauf
der Entziehung die Lenkbe-
rechtigung wieder erteilt und
ein Führerschein ausgefolgt
wurde“. Tatsächlich wurde
dem Lenker der ursprünglich
abgenommene Führerschein
aber nicht wieder ausgefolgt,
sondern ihm ein bis 26. Mai
2031 befristeter Führer-
schein zugestellt. Das
Höchstgericht hatte daher
die Frage zu beantworten, ob
der Verpflichtung zur (Wie-
der-)Ausfolgung des Führer-
scheines nur entsprochen
wird, wenn das vorläufig ab-
genommene Führerscheindo-
kument (und nicht ein ande-
rer Führerschein) ausgefolgt
wird. „Schon aus dem Wort-
laut des FSG geht unzweifel-
haft hervor, dass dem Be-
troffenen jenes Führer-
scheindokument wieder aus-
zufolgen ist, das ihm im Zu-
ge der vorläufigen Abnahme
abgenommen wurde“, er-
kannte der Verwaltungsge-
richtshof. Dabei ist insbe-
sondere zu beachten, dass
durch den Ablauf der Entzie-
hungsdauer die Lenkberech-
tigung des Lenkers ipso iure
wieder auflebt. Die bean-
tragte Ausfolgung des Füh-
rerscheins berechtigte daher
weder zur Erteilung einer
Lenkberechtigung noch zur
Befristung derselben. Vor
diesem Hintergrund kam die
Ausstellung eines befristet
gültigen Führerscheines
ebenso wenig in Betracht,
wie der amtswegige Um-
tausch des Führerscheines.
Das angefochtene Erkennt-
nis wurde vom VwGH als
rechtswidrig aufgehoben.

VwGH,  9.11.2016, 
Ra 2016/11/0117

Valerie Kraus
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